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Stellungnahme der 

Österreichischen Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (ÖAR), Dachorganisation der Behindertenverbände Österreichs, 

zum Entwurf eines Bundesgesetzes,

mit dem das Bundespflegegeldgesetz, geändert werden
GZ: BMASK-40101/0018-IV/B/4/2014
Die ÖAR erlaubt sich, zu oben angeführtem Entwurf folgende Stellungnahme abzugeben:

Vorweg ist anzumerken, dass die Änderungen im Pflegegeldgesetz ohne Einbeziehung der Menschen mit Behinderungen bzw. deren Organisationen geplant und keinerlei vorbereitende Gespräche mit der Dachorganisation geführt wurden.

Partizipation im Sinne von Mitentscheidung von Menschen mit Behinderungen in allen Bereichen, die sie betreffen, ist spätestens seit Ratifizierung der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen ein unabdingbares Muss und eine Verletzung dieses Prinzips entspricht weder der Gesetzeslage noch einer zeitgemäßen Behindertenpolitik.

Die ÖAR spricht sich entschieden gegen die erschwerten Zugangsbestimmungen zum Pflegegeld der Stufen I und II aus.

Bereits im Jahr 2011 wurden die Zugangskriterien für diese Stufen erhöht, wodurch innerhalb von vier Jahren die Anspruchsvoraussetzungen von 50 Stunden Pflegebedarf in der Stufe I auf 65 Stunden angewachsen sind und in der Stufe II von 75 Stunden auf 95. Dies bedeutet, einen Bruchteil (drei bzw. sechs Euro im Monat) höheren Zuschuss für mehr als ein Viertel höheren Pflegebedarf. Geht man davon aus, dass sich dieser Zuschuss schon bisher in der Stufe 1 auf ca. 3 € pro Stunde belaufen hat, so verringert er sich ab jetzt um 70 bzw. 79 Cent pro Stunde. Die geringfügige Anhebung der Beiträge in allen Pflegegeldstufen im Jahr 2016 würde den Verlust pro Stunde um ca. 10 Cent verringern.
Das ist in Anbetracht der Tatsache, dass sich die durchschnittlichen Kosten für eine Stunde Pflege oder Assistenz auf derzeit ca. 22 € belaufen, ein Tropfen auf dem heißen Stein.

Der Einschätzung der finanziellen Auswirkungen des Gesetzesentwurfs ist zu entnehmen, dass die Anhebung 49,7 Millionen Euro im Jahr 2016 kostet - die Kürzungen aber allein in diesem Jahr 57,3 Millionen Euro bringen. Dies würde ein Plus von 7,6 Millionen Euro bedeuten. Mit den somit erzielten Einsparungen wird dann die Anhebung des Pflegegeldes 2016 finanziert. Konkret rechnet das Sozialministerium mit Einsparungen von 19,1 Millionen Euro im Jahr 2015, im Jahr 2016 sollen die Einsparungen auf 57,3 Millionen Euro ansteigen, 2017 sollen es bereits 95,5 Millionen Euro sein. Die Mehrkosten für die zweiprozentige Anhebung des Pflegegeldes in allen sieben Stufen (sowie die mit 76.000 Euro bezifferten "Angehörigengespräche") schätzt das Sozialministerium auf 49,7 Millionen Euro im Jahr 2016. Dieser Betrag müsste weitgehend konstant bleiben, weil für die Folgejahre keine weiteren Anhebungen eingeplant sind. Eine Valorisierung anzubieten, die auf Kosten hilfe- und pflegebedürftiger Menschen basiert, denen jetzt einfach die Zuschüsse nicht gewährt werden, erscheint recht zynisch.

Laut dem Behindertenbericht der Bundesregierung aus dem Jahr 2008 ist mit 20% die Armutsgefährdungsquote von Menschen mit Behinderungen fast doppelt so hoch, wie jene von nicht behinderten Personen. Die Situation hat sich seit dem Jahr 2008 noch wesentlich verschlechtert.

Menschen mit Behinderungen werden durch die Verschärfung der Zugangsvoraussetzungen zum Pflegegeld und aufgrund ihres meist ohnehin geringen Einkommens, noch weniger professionelle Hilfe und Pflege in Anspruch nehmen können und die gesamte Belastung wird bei den pflegenden Angehörigen bleiben. Dies ist jedenfalls nicht vertretbar. Eine weitere Folge ist, dass damit auch eine Verschlechterung des Gesundheitszustandes einhergeht, der wiederum dazu führt, dass die Menschen vermehrt ins Krankenhaus gehen müssen und damit das Gesundheitssystem zusätzliche Belastungen tragen muss.
Rund 52 Prozent der Menschen, die Pflegegeld beziehen, haben derzeit Pflegegeld der Stufen I und II. Viele alte Menschen, Menschen mit Lernschwierigkeiten, oder psychischen Beeinträchtigungen aber auch Kinder (da nur der behinderungsbedingte Pflegeaufwand, der oft schwer vom altersbedingtem Pflegeaufwand zu trennen ist, pflegegeldrelevant anerkannt wird) haben schon jetzt massive Probleme, einen Anspruch auf Pflegegeld zu erlangen.

Dies deshalb, da die Bestimmungen des Bundespflegegeldgesetzes hauptsächlich auf erwachsene Menschen mit Körper- oder Sinnesbeeinträchtigungen zugeschnitten sind.
Die Einstufung müsste für Menschen mit Lernschwierigkeiten oder psychischen Beeinträchtigungen ihrer Lebenssituation und ihren Bedürfnissen angepasst werden, damit diese Personengruppen bessere Unterstützung für ein selbstbestimmtes Leben in der Gemeinschaft erhalten können.
Seit Einführung des Pflegegeldes im Jahr 1993 wurde dieses erst viermal valorisiert, wodurch es enorm an Kaufkraft verloren hat.
Es muss darauf hingewiesen werden, dass bei Einführung des Pflegegeldes im Jahr 1993 der Beitrag des Bundes zur Krankenversicherung der Pensionisten gesenkt und dafür die Dienstgeber– und Dienstnehmerbeiträge zur Krankenversicherung um 0,4 % erhöht wurden. Die Finanzierung des Pflegegeldes erfolgt also durch eine Erhöhung der Krankenversicherungsbeiträge.

Daher ist anzumerken, dass die geplanten Verschlechterungen für Neueinstufungen Versicherungsleistungen schmälern, für die Beiträge geleistet werden.

Eine naheliegende Konsequenz aus einer Kürzung bzw. weiteren Schmälerung der Kaufkraft des Pflegegeldes durch Nichtvalorisierung wäre unter anderen, dass Menschen mit Behinderungen sich ihr Leben nicht mehr eigenständig organisieren könnten und weit eher in Heimen untergebracht werden müssten. Die daraus resultierenden Kosten würden das Staatsbudget bei weitem überfordern.

Erschwerend hinzukommt, dass viele Unterstützungsleistungen der Länder vom Bezug eines Pflegegeldes abhängig sind. Damit würden zukünftig den Betroffenen Hilfeleistungen in noch viel größerem Ausmaß vorenthalten werden.
Die ÖAR fordert dringend die längst fällige gesetzliche Festschreibung einer jährlichen Valorisierung des Pflegegeldes. Nur mit einem raschen Werteausgleich für den bisherigen Kaufkraftverlust des Pflegegeldes kann dieses seinem Zweck, nämlich die Ermöglichung eines selbstbestimmten Lebens für Menschen mit Behinderungen, gerecht wird.

Als plakatives Beispiel soll die Entwicklung der Pflegegeldleistung in der Pflegegeldstufe I dienen:

1.7.1993
EURO
181,68

1.1.1994 
EURO
186,26

1.1.1995
EURO
191,49

1.5.1996
EURO
145,35

1.1.2002
EURO
145,40

1.1.2005
EURO
148,30

1.1.2009
EURO
154,20

(Quelle BMASK)

Ausgehend vom gekürzten Ansatz zum 1.5.1996 (145,35) beträgt die Inflation nach den Unterlagen der Statistik Austria 33,1 %.
Die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen gibt klare Vorgaben, dahingehend, dass Menschen mit Behinderungen ein Recht auf ein selbstbestimmtes Leben und gleichberechtigte Teilhabe in der Gemeinschaft haben. Daher ist nur die Gewährung einer Geldleistung, mit der die Betroffenen sich die benötigten Leistungen zukaufen können, sowie der Ausbau und die Finanzierung einer flächendeckenden und umfassenden Persönlichen Assistenz und Unterstützung, den Bestimmungen der Konvention entsprechend und jede Einschränkung dieses Rechtes als klarer Konventionsbruch anzusehen.
Die ÖAR fordert die Rücknahme der geplanten Verschlechterungen für Menschen mit Behinderungen und die Einberufung eines „runden Tisches“ mit den sie vertretenden Organisationen, um eine konsensuale Lösung zu finden. Die seit Jahren geforderte Reformierung und Finanzierung des Pflegesystems einschließlich des Pflegegelds muss gemeinsam erarbeitet und umgesetzt werden. Dazu vorliegende ExpertInnenvorschläge sollen wertvolle Hilfe dazu sein.
Die Lösung des Problems kann jedenfalls nicht sein, dass den Menschen, die Unterstützung benötigen, diese einfach versagt wird.

Wien, 03.11.2014
Österreichische�Arbeitsgemeinschaft für�Rehabilitation (ÖAR)�Dachorganisation der �Behindertenverbände Österreichs


Dr. Christina Meierschitz ( DW 119


E-Mail: ch.� HYPERLINK "mailto:meierschitz@oear.or.at" ��meierschitz@oear.or.at�








ÖAR, A-1010 Wien, Stubenring 2/1/4 ( Tel:+43 1 5131533 ( Fax:+43 1 5131533-150 ( www.oear.or.at 
UID: ATU 47163705 ( DVR: 0867594 ( ZVR-Zahl: 413797266
Bankverbindungen: BAWAG P.S.K. 1002.100 ( BLZ 60000 ( IBAN: AT95 6000 0000 0100 2100 ( BIC: OPSKATWW
ERSTE BANK 79-14849 ( BLZ 20111 ( IBAN: AT34 2011 1000 0791 4849 ( BIC: GIBAATWW


_1077686188.doc
[image: image1.png]






